
DBA mit CH:
Regierung hält 
an Plänen fest
Kontrovers Während die Regierung an den Plänen für ein 
DBA mit der Schweiz inklusive Quellensteuer festhält, wurde 
jenseits des Rheins einmal mehr Widerstand angekündigt.

VON MARTIN HASLER

Wie schon im November-Landtag, 
stellte FBP-Fraktionssprecher Johan-
nes Kaiser Regierungschef Klaus 
Tschütscher auch in der Sitzung von 
vergangener Woche eine Kleine An-
frage zum geplanten Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA) mit der 
Schweiz. Mit dem DBA werde die Ein-
führung einer Quellensteuer für 
Grenzgänger aus der Schweiz ange-
strebt, die Mehreinnahmen von 20 
Millionen Franken pro Jahr bringen 
solle, erklärte Tschütscher in seiner 
gestern an die Medi-
en versandten Be-
antwortung: «Die 
Regierung hat dies-
bezüglich einen kla-
ren Beschluss ge-
fasst und die ent-
sprechenden Ver-
handlungen mit der 
Schweiz sind aufgenommen wor-
den.» Ein Abschluss sei im kommen-
den Jahr zu erwarten, so der Regie-
rungschef weiter. Entgegen der An-
nahme von Johannes Kaiser seien 
diese Einnahmen jedoch nicht für 
2013 veranschlagt, sondern erst in 
der Finanzplanung für die folgenden 
Jahre. Ein Inkrafttreten wird frühes-
tens am 1. Januar 2014 erwartet.

Steuerausfälle befürchtet
Bereits nach der Ankündigung die-
ser Pläne im Frühling 2012 hatte sich 
in der Region, aus der immerhin 
7000 Grenzgänger nach Liechten-
stein pendeln, Widerstand geregt. 
Der Wartauer Gemeindepräsident 
Beat Tinner sprach damals von er-
warteten Steuerausfällen von bis zu 

25 Prozent. Im April schliesslich in-
tervenierten Vertreter der Grenzre-
gionen bei einem Treffen mit Bun-
despräsidentin Eveline Widmer-
Schlumpf; in einer Pressemitteilung 
hiess es damals, sie habe für das An-
liegen Verständnis gezeigt und wolle 
nicht am Ansässigkeitsprinzip bei 
der Besteuerung rütteln. 

«Träumen kann man ja»
Wie aus einem Bericht im «Werden-
berger & Obertoggenburger» von 
Anfang Dezember hervorgeht, hat 
sich an dieser Einstellung nichts ge-

ändert. Der FDP-
Nationalrat Walter 
Müller kommen-
tierte darin das 
Festhalten an den 
Plänen vonseiten 
des Regierungs-
chefs mit den Wor-
ten: «Träumen kann 

man ja.» Die Ausweitung des Rumpf-
Abkommens auf ein DBA gemäss 
OECD-Standard sei «undenkbar», 
kündigte Müller an. Er argumentier-
te, dass den grenznahen Gemeinden 
und Kantonen hohe Steuerausfälle 
entstehen würden und dass Liech-
tenstein ohnehin Vorteile aus dem 
Zollvertrag mit der Schweiz und ins-
besondere aus den Grenzgängern 
ziehe: «Liechtenstein profitiert von 
unseren Schulen, Strassen, unserer 
Infrastruktur, unserer Niederlas-
sungsfreiheit als Wohnmöglichkeit 
für seine qualifizierten Mitarbeiter.» 
Als vorrangiges Ziel des DBAs sehe 
Müller die Beseitigung der Doppel-
besteuerung der jenseits des Rheins 
wohnhaften Bezügern liechtenstei-
nischer AHV-Leistungen.

«Die Regierung hat 
bezüglich Quellen-
steuer einen klaren 
Beschluss gefasst.»
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